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Die Ausbildungsduldung - Fallgruppen
I. Beantragung einer Beschäftigungserlaubnis während 

des laufenden Asylverfahrens 
 „Hürdenlauf 2. Teil“ vor dem Hintergrund 

von § 61 Abs. 2 S. 1 AsylG

II. Beantragung einer Ausbildungsduldung unmittelbar 
nach endgültig negativem Abschluss des Asylverfahrens 
bei bereits laufender Ausbildung

 „Hürdenlauf 1. Teil“ und ggfs. „Hürdenlauf 
2. Teil“

III. Beantragung einer Ausbildungsduldung nach längerer 
Duldungszeit (Asylverfahren schon lange neg. 
abschlossen oder es wurde nie ein Asylverfahren 
betrieben) 

 „Hürdenlauf 1. Teil“ und ggfs. „Hürdenlauf 
2. Teil“ 3

I. 

Paradigmenwechsel bzgl. des 
Arbeitsmarktzugangs?
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(Bemerkenswerte) Verbesserungen in 
Bezug auf den Arbeitsmarktzugang

- Integration wird belohnt                                                           
(§ 18a, § 25a, § 25b, § 60a Abs. 2 S. 4ff AufenthG)

- „Revolutionen“ beim Arbeitsmarktzugang:

- Arbeitsverbot Arbeits- Wegfall
- während des markt- Vorrang-

Asylverf. von         zugang prfg.
von 12 auf 3 bei bei Ged.
Mo. verkürzt § 25 III + Gest.

 Paradigmenwechsel?

 Auf jeden Fall aber Auslegungshilfe für § 1 AufenthG 
(„Steuerungs- und Begrenzungsgedanke“) 5

Paradigmenwechsel?

Bundestag Gesetzesbegründung: Drucksache 18/8615, S.1 
abrufbar unter: 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/086/1808615.pdf

„Der deutsche Arbeitsmarkt benötigt eine Vielzahl von 
Fachkräften. Dieser Bedarf kann auch durch die nach 
Deutschland kommenden schutzsuchenden Menschen 
teilweise abgedeckt werden. Zugleich profitieren auch die 
Gesellschaft und die Arbeitsmärkte der Herkunftsländer im 
Falle einer Rückkehr von in Deutschland 
erworbenen Qualifikationen.“
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Paradigmenwechsel?
VGH Baden-Württemberg Beschluss vom 13.10.2016, abrufbar unter: 

http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=21479

„Mit Eingang dieses ordnungspolitisch motivierten negativen 
Tatbestandsmerkmals* in § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG wurde aber die 
grundsätzliche Ausrichtung des Integrationsgesetzes im Sinne des Prinzips 
‚Fördern und Fordern‘, das nicht zuletzt auch wirtschaftlichen Interessen der 
Bundesrepublik und den Bedarf des deutschen Arbeitsmarkt an einer Vielzahl 
von Fachkräften im Blick hat (…) nicht angetastet.“

„Darüber hinaus spricht die Intention des Gesetzes, mit der speziellen 
Ausbildungsduldung geduldeten Ausländern im geordneten Rahmen eine neue 
Perspektive zu eröffnen und zudem der Wirtschaft zusätzliche Fachkräfte 
zukommen zu lassen, gegen eine restriktive Auslegung. Ausgehend hiervon 
dürfte es daher genügen, dass (nur) ein Ausbildungsvertrag vorliegt.“

* gemeint ist der Ausschluss von der Ausbildungsduldung, wenn „konkrete 
Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung nicht bevorstehen“. 7

Paradigmenwechsel?

OVG Rheinland Pfalz, 31.07.17 – 7 B 11276/17.OVG, abrufbar unter: 

http://www.landesrecht.rlp.de/jportal/portal/t/7qe/page/bsrlpprod.psml?pi
d=Dokumentanzeige&showdoccase=1&doc.id=MWRE170007244&doc.part=L

„Die Planungssicherheit für die Ausbildungsbetriebe ist wichtig, weil die 
Ausbildung zunächst eine Investition für den Ausbildungsbetrieb darstellt, die 
wertlos wird, wenn der Auszubildende die Ausbildung aus 
aufenthaltsrechtlichen Gründen nicht abschließen und damit auch später 
nicht als potenzielle Fachkraft zur Verfügung stehen kann, wie dies unter den 
Voraussetzungen nach § 18a Abs. 1a AufenthG bei einem erfolgreichen 
Abschluss der Ausbildung möglich wäre. Damit dient die Rechtssicherheit für 
die Ausbildungsbetriebe zugleich auch dem Interesse, durch die Ausbildung 
von Geduldeten, die nach erfolgreichem Abschluss der Ausbildung der 
Wirtschaft zur Verfügung stehen, einen Beitrag zur Sicherung des 
Fachkräftenachwuchses zu leisten (vgl. Stellungnahme des Bundesrates vom 
6. Februar 2015, BR-Drucks. 642/14 [Beschluss], S. 6).“
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Paradigmenwechsel?

„Eine derartige Auslegung entspricht den angesichts der 
gesetzlichen Regelung in § 60a Abs. 2 Satz 4 ff., Abs. 6 AufenthG 
primären Erwägungen des Gesetzgebers (vgl. BT-Drs. 18/8615 S. 22), 
dass die Qualifikation der nach Deutschland kommenden Menschen 
der demografischen Herausforderung einer immer älter 
werdenden Gesellschaft und einem absehbaren Fachkräftemangel 
in einigen Bereichen des Arbeitsmarktes begegnet und dies eine 
Investition in die Zukunftsfähigkeit des einheimischen 
Arbeitsmarktes und den nachhaltigen Zusammenhalt unserer 
Gesellschaft, ebenso wie in die Zukunftsfähigkeit der 
Herkunftsstaaten und damit in verbesserte Rückkehrperspektiven, 
wenn diese Menschen in ihre Herkunftsstaaten zurückkehren, ist.“

OVG Hamburg Beschl. v. 5.9.2017 – 1 Bs 175/17, Rn. 25

II. 

Was hat sich geändert, was nicht?
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Duldung

11

Duldungsgründe
§ 60a Abs. 2 AufenthG

• tatsächliche Unmöglichkeit der Abschiebung
Bsp.: die Identität ist nicht geklärt; es existiert keine Reiseverbindung; 
es gibt keine „Heimreisedokumente“; die Reise ist aus 
gesundheitlichen Gründen nicht möglich

• rechtliche Unmöglichkeit der Abschiebung
Bsp.: schützenswerte Eltern-Kind-Beziehung; Aussetzungsbeschluss 
eines Gerichts; Asylfolgeantrag

• dringende humanitäre oder persönliche Gründe
auslegungsfähig und –bedürftig; einziges konkretes Bsp. des 
Gesetzgebers: Fälle, in denen Ausländer eine Berufsausbildung 
aufnehmen (doppelt fehlplaziert?)

12
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Ausbildung als Duldungsgrund
Rechtslage VOR dem sog. 
Neubestimmungsgesetz 
(1.8.2015)

Rechtslage ZWISCHEN dem sog. 
Neubestimmungsgesetz (1.8.2015) und 
dem Integrationsgesetz (06.08.2016)

Rechtslage nach Inkrafttreten des 
Integrationsgesetzes (06.08.2016)

- Eine laufende 
Berufsausbildung stellte 
in aller Regel keinen 
Duldungsgrund dar 

- Die Ausländerbehörden 
ließen sich mitunter 
sogar vom Betroffenen 
und auch vom 
Ausbildungsbetrieb 
unterschreiben, dass 
ihnen bekannt ist, dass 
eine laufende 
Ausbildung kein 
dauerhaftes oder auch 
nur vorübergehendes 
Bleiberecht vermittelt 
und auch aus der 
laufenden Ausbildung 
abgeschoben werden 
kann, wenn die 
Voraussetzungen dafür 
vorliegen

§ 60a Abs. 2 S. 4-6 AufenthG a.F.: 
„Dringende persönliche Gründe im Sinne 
von Satz 3 können insbesondere 
vorliegen, wenn der Ausländer eine 
qualifizierte Berufsausbildung in 
Deutschland vor Vollendung des 21. 
Lebensjahres aufnimmt oder 
aufgenommen hat und nicht aus einem 
sicheren Herkunftsstaat nach § 29a des 
Asylgesetzes stammt. 5In den Fällen nach 
Satz 4 kann die Duldung für die 
Aufnahme einer Berufsausbildung für 
ein Jahr erteilt werden. 6Eine nach Satz 4 
erteilte Duldung soll unabhängig vom 
Alter für jeweils ein Jahr verlängert 
werden, wenn die Berufsausbildung 
noch fortdauert und in einem 
angemessenen Zeitraum mit ihrem 
Abschluss zu rechnen ist.“

(am 24.10.2015 wurden mit dem sog. 
Asylpaket I drei Fälle eines absoluten 
Arbeitsverbotes in Abs. 6 eingeführt)

§ 60a Abs. 2 S. 4-5: „Eine Duldung 
wegen dringender persönlicher Gründe 
im Sinne von Satz 3 ist zu erteilen, wenn 
der Ausländer eine qualifizierte 
Berufsausbildung in einem staatlich 
anerkannten oder vergleichbar 
geregelten Ausbildungsberuf in 
Deutschland aufnimmt oder 
aufgenommen hat, die Voraussetzungen 
nach Absatz 6 nicht vorliegen und 
konkrete Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendigung nicht 
bevorstehen. In den Fällen nach Satz 4 
wird die Duldung für die im 
Ausbildungsvertrag bestimmte Dauer 
der Berufsausbildung erteilt.“

(beachte die weiteren Sätze mit 
Regelungen zum Ausschluss bei 
Straftaten, zum Ausbildungswechsel und 
zur Verlängerung zur Arbeitsplatzsuche)

Duldungsgründe
§ 60a Abs. 2 AufenthG

Verbesserung bei der Duldung aus dringenden humanitären oder 
persönlichen Gründe durch das „Integrationsgesetz“

 „muss“ statt „kann“

Dauer der Duldung für die gesamte Dauer der Ausbildung

Aufhebung der Altersgrenze

 teilweise Rücknahme der Einschränkung für Staatsangehörige aus 
„sicheren HKL“ – jetzt nur noch bei Asylantragsstellung nach dem 
31.8.2015 und späterer Ablehnung (siehe nächste Folie)

Wechsel des Ausbildungsplatzes ist möglich! (Auslegungshilfe!)

 Übergang in die AE erleichtert (§ 18a Abs. 1a AufenthG)

(siehe nachher Übersicht „Hürdenlauf 1. Teil“) 14
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Duldungsgründe
§ 60a Abs. 2 AufenthG

Achtung, Ausschluss nach § 60a Abs. 6 AufenthG (absolutes 
Arbeitsverbot) für Personen, …

• die sich in das Inland begeben haben, um Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen,

• bei denen aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, 
die er selbst zu vertreten hat, nicht vollzogen werden können

• die aus einem „sicheren HKL stammen und deren nach dem 31.8.2015 
gestellter Asylantrag abgelehnt wurde“ 

(siehe nachher Übersicht „Hürdenlauf 1. Teil“)

UND NEUE PROBLEMATIK: Ausländerbehörden versagen 
Ausbildungserlaubnis – Zugang zur Aubildung und zur 
Ausbildungsduldung wird damit abgeschnitten (siehe nachher 
Übersicht „Hürdenlauf 2. Teil“ und die folgenden beiden Folien)!

§ 4 AufenthG - Erfordernis eines 
Aufenthaltstitels

§ 4 Abs. 2 Satz 3

„Einem Ausländer, der keine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck 
der Beschäftigung besitzt, kann die Ausübung einer 
Beschäftigung nur erlaubt werden, wenn die Bundesagentur 
für Arbeit zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung 
bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung ohne 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist.“

16



9

§ 61 AsylG - Erwerbstätigkeit

§ 61 Abs. 2 Satz 1

„Im Übrigen kann einem Asylbewerber, der sich seit drei 
Monaten gestattet im Bundesgebiet aufhält, abweichend von 
§ 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes die Ausübung einer 
Beschäftigung erlaubt werden, wenn die Bundesagentur für 
Arbeit zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung 
bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung ohne 
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist.“

17

§ 32 BeschV Beschäftigung von 
Personen mit Duldung

(1)Ausländerinnen und Ausländern, die eine Duldung besitzen, kann eine 
Zustimmung zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt werden, wenn sie 
sich seit drei Monaten erlaubt, geduldet oder mit einer 
Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhalten. Die §§ 39, 40 Absatz 1 
Nummer 1 und Absatz 2 sowie § 41 des Aufenthaltsgesetzes gelten 
entsprechend.

(2) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung einer Erlaubnis zur Ausübung
1. eines Praktikums nach § 22 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 des 

Mindestlohngesetzes,
2. einer Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar 

geregelten Ausbildungsberuf,
3. (…)
4. (…)
5. jeder Beschäftigung nach einem ununterbrochen vierjährigen erlaubten, 

geduldeten oder gestatteten Aufenthalt im Bundesgebiet.
(…)
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§ 32 BeschV Beschäftigung von 
Personen mit Duldung

(4) Die Absätze 2 und 3 finden auch Anwendung auf Ausländerinnen 
und Ausländer mit einer Aufenthaltsgestattung.

(5) Die Zustimmung [gemeint ist die Zustimmung der Bundesagentur für 
Arbeit!] zur Ausübung einer Beschäftigung wird Ausländerinnen und 
Ausländern mit einer Duldung oder Aufenthaltsgestattung ohne 
Vorrangprüfung erteilt, wenn sie
1.    eine Beschäftigung nach § 2 Absatz 2, § 6 oder § 8 aufnehmen,
2.    sich seit 15 Monaten ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit 

einer Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhalten oder
3.    eine Beschäftigung in dem Bezirk einer der in der Anlage zu § 32 

aufgeführten Agenturen für Arbeit ausüben.

II. „Fremdkörper“ Ausbildungsduldung
• Doppelt fehlplatziert 

(als Duldung, und dann auch noch aus persönlichen Gründen)?

• Typische Duldungssituation, die die Ausländerbehörden verinnerlicht 
haben:

„Wir sollen und wollen abschieben, aber wir können nicht!“

• Neue, atypische Duldungssituation, die für die Ausländerbehörden 
ungewohnt ist:

„Wir könnten abschieben, aber wir wollen nicht!“

• „Psychologie“ der Duldungserteilung mitunter: Wird als Niederlage 
verbucht, nur mit Zähneknirschen gemacht

• Letztlich würde die Lage daher klarer verständlich sein, wenn statt der 
Ausbildungsduldung eines Ausbildungsaufenthaltserlaubnis geschaffen 
worden wäre (oder zumindest nicht als Unterfall der Duldung aus 
dringenden persönlichen Gründen geregelt worden wäre).
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III. 

Grundlagen: Ermessen und 
Verwaltungsvorschriften

21

Ermessen

 Ausdruck des Gewaltenteilungsprinzips

 Originärer Entscheidungsspielraum der Verwaltung

 Richterlich nur eingeschränkt überprüfbar

 Prüfkriterien: Ermessensfehler (Ermessensunterschreitung, 
-überschreitung, -fehlgebrauch) und sog. 
Ermessensreduktion auf Null

 Ermessensreduktion auf Null: Innerhalb des behördlichen 
Entscheidungsspielraums nur eine denkbare Entscheidung 
möglich (wichtig für Verpflichtungsklage und Eilantrag auf 
einstweilige Anordnung bei der Ausbildungsduldung)

22
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Beispiele für Ermessensfehler

- Ausländerbehörde geht von pauschaler 
Passbeschaffungspflicht während des Asylverfahrens aus, 
vgl. BTags-Drs. 18/13329 vom 16.08.2017: „Die Ablehnung 
einer Beschäftigungserlaubnis allein aufgrund der 
Nichtvorlage eines Passes wäre nach Auffassung der 
Bundesregierung grundsätzlich ermessensfehlerhaft.“

- Ausländerbehörde geht davon aus, dass in Hinblick auf die 
Passbeschaffungspflicht nach negativ abgeschlossenen 
Asylverfahren nicht nur die Mitwirkung, sondern der Erfolg 
geschuldet sei

23

Verwaltungsvorschriften

- Verwaltungsvorschriften sind abstrakt-generelle 
Anordnungen einer Behörde an nachgeordnete Behörde 
oder eines Vorgesetzten an die ihm unterstellten 
Verwaltungsbediensteten. 

- Das deutsche Grundgesetz geht davon aus, dass 
Verwaltungsvorschriften für die Organisation einer 
funktionierenden Verwaltung unerlässlich sind (siehe Art. 
84 Abs. 2, Art. 85 Abs. 2, Art. 86 GG). 

- Die Zahl der Verwaltungsvorschriften, die in der Datenbank 
der obersten Bundesbehörden enthalten sind (siehe 
www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de), bestätigt 
diese Annahme in der Praxis. 24



13

Verwaltungsvorschriften

- Nach Art. 83 GG führen die Länder die Bundesgesetze als 
eigene Angelegenheiten aus. Nach Art. 84 Abs. 2 GG kann 
die Bundesregierung in diesem Fall mit Zustimmung des 
Bundesrats allgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen. 
Das Bundesministerium des Inneren kann somit nur mit 
Zustimmung des Bundesrats verbindliche 
Verwaltungsvorschriften zum Aufenthaltsgesetz erlassen.

- Anders als die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum 
Aufenthaltsgesetz vom 26.10.2009 sind die Allgemeinen 
Anwendungshinweise vom 30.05.2017 ohne Zustimmung 
des Bundesrats ergangen. Sie werden daher nur 
verbindlich, soweit die Länder sie übernehmen und für 
verbindlich erklären.

Übersicht über die Verwaltungsvorschriften des Bundes und 
der Länder zur Ausbildungsduldung, soweit sie den 

Referenten bekannt sind und als Anlagen zur Verfügung 
gestellt werden:

1. Allgemeine Anwendungshinweise des BMI vom 30.05.2017 zur Ausbildungsduldung

2. Anwendungspraxis in Bayern, Schreiben bzw. E-Mails vom 01.09.2016, 27.01.2017, 
19.12.2016 und 07.08.2017

3. Anwendungspraxis in Hamburg vom 09.03.2017

4. Runderlass des nds. Innenministeriums zur Ausbildungsduldung vom 16.02.2017

5. Anwendungspraxis im Freistaat Sachsen vom 12.12.2016

6. Hinweise des nordrhein-westfälischen Innenministeriums vom 21.12.2016

7. Ausführungsbestimmungen Rheinland-Pfalz vom 18.11.2016, 08.05.2017, 
18.05.2017 und 16.05.2017

8. Vorläufige Anwendungshinweise für den Freistaat Thüringen vom 22.11.2016

9. Anwendungspraxis in Hessen vom 14.07.2017

10.Anwendungshinweise für Schleswig-Holstein vom 14.02.2017
26
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Verwaltungsvorschriften

27

Verwaltungsvorschriften

28
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Verwaltungsvorschriften

29

Verwaltungsvorschriften

30
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Verwaltungsvorschriften
• Verwaltungsvorschriften sind aus der Sicht der 

Rechtsprechung ein rechtliches „nullum“

• keine Außenwirkung, sind nie Rechtmäßigkeitsmaßstab 
für Behördenhandeln

• Konkret: Nur, weil ein Verwaltungsakt (Erlaubnis der 
Arbeitsaufnahme, Verbot der Arbeitsaufnahme) mit den 
Vorgaben einer Auslegungsrichtlinie übereinstimmt, heißt 
das noch lange nicht, dass der Verwaltungsakt rechtmäßig 
ist und einer gerichtlichen Überprüfung standhält. 

• Und umgekehrt: ein Verwaltungsakt, der im Widerspruch 
zu einer Auslegungsrichtlinie steht, ist nicht deshalb 
rechtswidrig und vom Gericht aufzuheben 31

Verwaltungsvorschriften
• Auslegungsrichtlinien sollen den Behördenmitarbeitern die 

Auslegung und Anwendung von Rechtsnormen erleichtern, und 
zwar insbesondere dann, wenn die Rechtsnormen unbestimmte 
Rechtsbegriffe verwenden. Auslegungsrichtlinien stellen also 
letztlich so etwas wie eine „Interpretationshilfe“ bei der 
Auslegung von Gesetzesbegriffen dar.

• zugespitzt, Bruns, ANA-ZAR 3/2017: „Im Übrigen ist darauf 
hinzuweisen, dass die Anwendungshinweise die Privatmeinung 
des BMI darstellen und keinerlei rechtliche Bindungswirkung 
entfalten. Dass Gerichte dies bisweilen anders sehen und sie wie 
eine Rechtsquelle behandeln, kann nur als mit der Verfassung 
nicht vereinbarer Ausrutscher angesehen werden.“

• Perspektive des Gerichts: „Entweder man berücksichtigt sie alle, 
oder man berücksichtigt gar keine!“

32
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Verwaltungsvorschriften vs. 
Vorbehalt des Gesetzes

Hartz-IV-Urteil des BVerfG vom 09.02.2010, Az. 1 BvL 1/09 u.a.:

„Die verfassungsrechtliche Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Existenzminimums muss durch ein 
Parlamentsgesetz erfolgen, das einen konkreten 
Leistungsanspruch des Bürgers gegenüber dem zuständigen 
Leistungsträger enthält. Dies findet auch in weiteren 
verfassungsrechtlichen Grundsätzen seine Stütze. Schon aus dem 
Rechtsstaats- und Demokratieprinzip ergibt sich die Pflicht des 
Gesetzgebers, die für die Grundrechtsverwirklichung 
maßgeblichen Regelungen selbst zu treffen […]. Dafür reicht das 
Haushaltsgesetz nicht aus, weil der Bürger aus ihm keine 
unmittelbaren Ansprüche herleiten kann […].“ 33

IV. 

Der Weg zur Ausbildungsduldung: Ein 
doppelter Hürdenlauf?

34
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„Hürdenlauf 1. Teil“ zur Ausbildungsduldung, § 60a Abs. 2 S. 4ff. AufenthG

Qualifizierte  
Berufsausbildung
(§ 60a Abs. 2 S. 4)

Beschäftigungs-
erlaubnis 
erforderlich?

Vollziehbare 
Ausreisepflicht
(§ 60a Abs. 2 S. 1)

Aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen sind nicht 
aufgrund des Ver-
schuldens des 
Ausländers ausgesetzt 
(§ 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2)

„aufgenommen hat“
„aufnimmt“(§ 60a Abs. 2 S. 4)

Konkrete Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendi-
gung stehen nicht bevor
(§ 60a Abs. 2 S. 4)

Keine Verurteilung zu 
Straftaten i.S.d. 
§ 60a Abs. 2 S. 6

Duldung für die Dauer 
der Ausbildung

Ausländer ist nicht Staats-
angehöriger eines „sicheren 
Herkunftslandes“, der nach 
dem 31.8.2015 einen Asyl-
antrag gestellt hat, der abge-
lehnt wurde (§ 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 3)

Nicht eingereist, 
um AsylblG-
Leistungen 
zu beziehen
(§ 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 1)

Erlaubnis erforderlich,
offene 
Ermessensentscheidung

Erlaubnis erforderlich, 
aber stets/grundsätzlich 
Ermessensreduktion

Keine 
Erlaubnis 
erforderlich

„Hürdenlauf 2. Teil“

1

45

32

6

7 8
9

9 c) 9 b) 9 a)

Die Ausbildungsduldung - Fallgruppen
I. Beantragung einer Beschäftigungserlaubnis während 

des laufenden Asylverfahrens 
 „Hürdenlauf 2. Teil“ vor dem Hintergrund 

von § 61 Abs. 2 S. 1 AsylG

II. Beantragung einer Ausbildungsduldung unmittelbar 
nach endgültig negativem Abschluss des Asylverfahrens 
bei bereits laufender Ausbildung

 „Hürdenlauf 1. Teil“ und ggfs. „Hürdenlauf 
2. Teil“

III. Beantragung einer Ausbildungsduldung nach längerer 
Duldungszeit (Asylverfahren schon lange neg. 
abschlossen oder es wurde nie ein Asylverfahren 
betrieben) 

 „Hürdenlauf 1. Teil“ und ggfs. „Hürdenlauf 
2. Teil“ 36
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Vollziehbare Ausreisepflicht

• Folge des Erfordernisses der „vollziehbaren 
Ausreisepflicht“: Ausbildungsduldung kann nicht an 
Personen mit Aufenthaltsgestattung erteilt werden

• Kein Hinweis auf eine Beschränkung auf abgelehnte 
Asylbewerber (so aber das Bay.                
Innenministerium)

1

Qualifizierte  Berufsausbildung 

- Erfasst werden betriebliche/duale Ausbildungen, aber 
auch schulische Ausbildungen an 
Berufsfachschulen/Fachschulen (letztere bedürfen 
unstrittig keiner Beschäftigungserlaubnis)

- „qualifiziert“ bedeutet mind. zwei Jahre (vgl. § 6 BeschV)

- Die Ausbildungen müssen nach dem 
Berufsbildungsgesetz (BBiG) bzw. Handwerksordnung 
(HwO) oder nach Landesrecht anerkannt sein (sog. BIBB-
und KMK-Listen, vgl. z.B. Hinweise Sachsen, S. 6f.)

- Bei betrieblichen Ausbildungen ist die Vorlage des 
Ausbildungsvertrages mit dem Eintragungsvermerk der 
zuständigen Stelle erforderlich, bei schulischen 
Ausbildungen eine Bestätigung der Schule

2
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Dezember 2017: „Einstimmig haben die Mitglieder der 
Arbeits- und Sozialministerkonferenz der Länder (ASMK) in 
Potsdam einem Antrag aus dem Südwesten zugestimmt, die 
sogenannte 3+2-Regelung für geflüchtete Auszubildende 
ohne Schutzstatus auch auf einjährige Helferberufe 
auszuweiten.“

vgl. https://sozialministerium.baden-
wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/e
rfolg-fuer-baden-wuerttemberg-bei-der-arbeits-und-
sozialministerkonferenz-in-potsdam/

Umsetzung im Blick behalten!

Qualifizierte  Berufsausbildung 2

Ermessensduldungen nach § 60a 
Abs. 2 S. 3 AufenthG, wenn keine 
qualifizierte Berufsausbildung 
vorliegt?

Qualifizierte  Berufsausbildung 

vgl. außerdem:

2

Hamburg

https://sozialministerium.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse/pressemitteilung/pid/erfolg-fuer-baden-wuerttemberg-bei-der-arbeits-und-sozialministerkonferenz-in-potsdam/
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Ermessensduldungen nach § 60a Abs. 2 S. 3 AufenthG, wenn keine 
qualifizierte Berufsausbildung vorliegt?

Qualifizierte  Berufsausbildung 2

„aufgenommen hat“/ „aufnimmt“3

Hamburg
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Auslegung von „aufnimmt“

„aufgenommen hat“/ „aufnimmt“3

• OVG Hamburg, Beschl. v. 05.09.2017, 1 Bs 175/17: 
Beginn der Ausbildung muss unmittelbar 
bevorstehen

• OVG Lüneburg, Beschl. v. 9.12.2016, 8 ME 184/16: 
„aufnimmt“ bedeutet „demnächst“

• VGH Mannheim, Beschluss vom 27.06.2017, 11 S 
1067/17: mehrere Wochen, nicht mehrere Monate

• Sind Ausbildungsduldungen also nur etwas für den 
Spätsommer? Chancen, abseits des regulären 
Ausbildungsjahres Ausbildungen aufzunehmen?

„aufgenommen hat“/ „aufnimmt“
Auslegung von „aufnimmt“

3
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Keine Einreise wegen AsylblG-Leistungen

4

Aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
sind nicht aufgrund des Verschuldens 

des Ausländers ausgesetzt

- Konkretisierung in § 60a Abs. 6 S. 2 AufenthG: „Zu 
vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 1 
Nummer 2 insbesondere, wenn er das 
Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung über 
seine Identität oder Staatsangehörigkeit oder durch 
eigene falsche Angaben selbst herbeiführt.“

- Wegen der Präsensformulierung schadet früheres 
vollzugsverhinderndes Verhalten nicht

- aber Frage: Bis wann muss es aufgegeben sein?

5
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Aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
sind nicht aufgrund des Verschuldens 

des Ausländers ausgesetzt

Maßgeblicher Zeitpunkt lt. OVG Münster Beschl. v. 13.3.2017 – 18 
B 148/17:

„Der Ausschlussgrund des § 60a Abs. 2 Satz 4 AufenthG setzt 
seinerseits indes voraus, dass der Ausländerbehörde die 
Einleitung konkreter Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
überhaupt möglich ist. Bedingt danach das Eingreifen des 
Ausschlussgrundes des Vorliegens konkreter 
aufenthaltsbeendender Maßnahmen das Nichtvorliegen des 
Ausschlussgrundes des § 60a Abs. 2 Satz 4 i.V.m. Abs. 6 Satz 1 Nr. 
2 AufenthG, so folgt hieraus, dass der letztgenannte 
Ausschlussgrund spätestens in dem für die Beurteilung des 
erstgenannten Ausschlussgrundes maßgebenden Zeitpunkt nicht 
(mehr) vorliegen darf. 

5

Aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
sind nicht aufgrund des Verschuldens 

des Ausländers ausgesetzt

Maßgeblicher Zeitpunkt lt. OVG Münster Beschl. v. 13.3.2017 – 18 B 148/17:

(…) Dass der Ausschlussgrund des § 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 
AufenthG, wie die Beschwerde geltend macht, in der Zeitform des 
Präsens formuliert ist, steht diesem Verständnis ebenso wenig 
entgegen, wie dies bei dem Ausschlussgrund des § 60a Abs. 2 Satz 
4 AufenthG der Fall ist - was die Beschwerde dort auch 
ausdrücklich nicht beanstandet. Mit der Verwendung der 
Präsensformulierung bringt der Gesetzgeber lediglich zum 
Ausdruck, dass der Ausschlussgrund in dem maßgeblichen 
Entscheidungszeitpunkt vorliegen muss und nur diejenigen 
Handlungen, die von diesem Zeitpunkt aus betrachtet in der 
Vergangenheit liegen, unbeachtlich sein sollen.“

5
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Aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
sind nicht aufgrund des Verschuldens 

des Ausländers ausgesetzt

• Kausalität zwischen Versäumnis des Ausländers und 
Unmöglichkeit der Abschiebung ist nötig  liegt 
nicht vor, wenn es weitere Duldungsgründe gibt

5

Aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
sind nicht aufgrund des Verschuldens 

des Ausländers ausgesetzt

VGH München, B.v. 19.12.2005 - 24 C 05.2856

• Initiativpflicht des Ausländers: Der Ausländer hat sich zumindest 
Gedanken darüber zu machen (und diese dann auch in die Tat 
umzusetzen), welche Möglichkeiten für ihn bestehen, noch offene 
Punkte aufzuklären und zu beweisen 

• Hinweispflicht der Behörde: „Die zuständige Behörde hat (…) den 
Ausländer auf seine Pflichten hinzuweisen. Sie hat ihm also mitzuteilen, 
dass und in welchem Umfang er zur Erbringung von Handlungen 
verpflichtet ist (Hinweispflicht). Diese Hinweise müssen dabei so 
gehalten sein, dass es für den Ausländer hinreichend erkennbar ist, 
welche Schritte er zu unternehmen hat.“ 

• Anstoßpflicht der Behörde: Die ABH ist gehalten, auf  „dem 
Antragsteller gegebenenfalls nicht bekannte Möglichkeiten aufmerksam 
zu machen“ 

• Handlung muss zumutbar sein

5
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Ausländer ist nicht Staatsangehöriger eines „sicheren 
Herkunftslandes“, der nach dem 31.8.2015 einen 

Asylantrag gestellt hat, der abgelehnt wurde

Auslegung des Begriffs der „Ablehnung“ 

6

Ausländer ist nicht Staatsangehöriger eines „sicheren 
Herkunftslandes“, der nach dem 31.8.2015 einen 

Asylantrag gestellt hat, der abgelehnt wurde

Auslegung des Begriffs der „Ablehnung“ 

6
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Ausländer ist nicht Staatsangehöriger eines „sicheren 
Herkunftslandes“, der nach dem 31.8.2015 einen 

Asylantrag gestellt hat, der abgelehnt wurde

Auslegung der Stichtagsregelung

• OVG Lüneburg, Beschl. v. 8.12.2016, 8 ME 183/16: 
Asylantrag vor dem Stichtag notwendig, Asylgesuch 
reicht nicht

• VGH Mannheim, Beschl. vom 09.10.2017, 11 S 
2090/17: Asylgesuch vor dem Stichtag reicht

6

Ausländer ist nicht Staatsangehöriger eines „sicheren 
Herkunftslandes“, der nach dem 31.8.2015 einen 

Asylantrag gestellt hat, der abgelehnt wurde

Auslegung der Stichtagsregelung

6
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Ausländer ist nicht Staatsangehöriger eines „sicheren 
Herkunftslandes“, der nach dem 31.8.2015 einen 

Asylantrag gestellt hat, der abgelehnt wurde

Auslegung der Stichtagsregelung

6

Keine Verurteilungen zu Straftaten i.S.d. 
§ 60a Abs. 2 S. 6 AufenthG

Diese Straftaten liegen vor, wenn

- der Ausländer wegen einer im Bundesgebiet 
begangenen vorsätzlichen Straftat verurteilt wurde, 

- wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 
Tagessätzen oder bis zu 90 Tagessätzen wegen 
Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder dem 
Asylgesetz nur von Ausländern begangen werden 
können (z.B. illegale Einreise), grundsätzlich außer 
Betracht bleiben

7
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Konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung stehen nicht bevor

Änderungsantrag aus dem BT-Innenausschuss, 
BTags-Drs. 18/9090 vom 06.07.2016, S. 25

• „…wenn Abschiebungen bereits konkret 
vorbereitet werden, z.B. wenn ein 
Pass(ersatz)papier beantragt worden ist, oder die 
Abschiebungen terminiert sind oder ein 
Verfahren zur Dublin-Überstellung läuft“ / „wenn 
Abschiebung absehbar ist“ 

8

Konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung stehen nicht bevor

Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung: Zeitpunkt 
der Beantragung der Ausbildungsduldung 

vgl. z.B. 

• Anwendungshinweise des BMI vom 30.05.2017

• OVG BB, Beschluss vom 22.11.2016, OVG 12 S 61.16

• VGH Mannheim, 13.10.2016, 11 S 1991/16

• OVG Hamburg, 05.09.2017, 1 Bs 175/17

8
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Konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung stehen nicht bevor

Folge: Wettlauf von Antragsteller und 
Ausländerbehörde…                    

8

Konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung stehen nicht bevor

Folge: Wettlauf von Antragsteller und 
Ausländerbehörde…

8
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Konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung stehen nicht bevor

Verzicht auf Einleitung konkreter 
aufenthaltsbeendigender Maßnahmen bei 
Asylbewerbern?

8

Konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung stehen nicht bevor

Verzicht auf Einleitung konkreter 
aufenthaltsbeendigender Maßnahmen bei 
Asylbewerbern?

8
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Konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung stehen nicht bevor

Verzicht auf Einleitung konkreter 
aufenthaltsbeendigender Maßnahmen bei 
Asylbewerbern?

8

Konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung stehen nicht bevor

Anwendungshinweise Bayern, 1.9.2016, S. 25

• „…bereits die aktenkundige Vorladung des 
Ausländers zur Vorsprache bei der 
Ausländerbehörde zwecks Aufforderung, bei der 
Auslandsvertretung des Herkunftsstaates 
persönlich zu erscheinen…“ / „bereits im Vorfeld 
der Abschiebungsvorbereitung“ 

VGH München, 22.1.2018 - 19 CE 18.51

• Ausreisegespräch ist keine konkrete Vorbereitung

8
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Konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung stehen nicht bevor

VGH München, Beschluss vom 15.12.2016 - 19 CE 
16.2025:

Verfahren zur Passbeschaffung stellt eine konkrete 
Maßnahme der Aufenthaltsbeendigung dar, wenn es 
ca. 3-8 Monate dauert und der Erfolg nicht 
ausgeschlossen ist

8

Konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung stehen nicht bevor

Anwendungshinweise Sachsen, 12.12.2016, S. 2

„Ist der Ausländerbehörde bekannt oder ist für sie 
erkennbar, dass trotz erfolgter Einleitung 
abschiebungsvorbereitender Maßnahmen eine 
Abschiebung nicht realistisch zu erwarten ist (z.B. weil die 
bereits beantragte Ausstellung eines Passes oder anderer 
Heimreisedokumente seitens der Behörde des 
Herkunftslandes des Landes erfahrungsgemäß lange Zeit in 
Anspruch nimmt), stehen konkrete Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendigung der Aufnahme einer qualifizierten 
Berufsausbildung nicht im Wege.“ 

8
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Konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung stehen nicht bevor

Anwendungshinweise Hamburg, 09.03.2017, S. 2

• „…wenn sie unmittelbar bevorstehen. Diese sind 
nur dann anzunehmen, wenn die faktische 
Vollstreckung eingeleitet ist („Buchung des 
Fluges“). Auch in diesem Fall wird die 
Ausländerbehörde die Rückführung noch 
aussetzen, wenn die Betroffenen bis zur 
tatsächlichen Rückführung einen geschlossenen 
Ausbildungsvertrag vorlegen können.“ 

8

Konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung stehen nicht bevor8
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Hürdenlauf 2. Teil? 

„Hürdenlauf 1. Teil“ zur Ausbildungsduldung, § 60a Abs. 2 S. 4ff. AufenthG

Qualifizierte  
Berufsausbildung
(§ 60a Abs. 2 S. 4)

Beschäftigungs-
erlaubnis 
erforderlich?

Vollziehbare 
Ausreisepflicht
(§ 60a Abs. 2 S. 1)

Aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen sind nicht 
aufgrund des Ver-
schuldens des 
Ausländers ausgesetzt 
(§ 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2)

„aufgenommen hat“
„aufnimmt“(§ 60a Abs. 2 S. 4)

Konkrete Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendi-
gung stehen nicht bevor
(§ 60a Abs. 2 S. 4)

Keine Verurteilung zu 
Straftaten i.S.d. 
§ 60a Abs. 2 S. 6

Duldung für die Dauer 
der Ausbildung

Ausländer ist nicht Staats-
angehöriger eines „sicheren 
Herkunftslandes“, der nach 
dem 31.8.2015 einen Asyl-
antrag gestellt hat, der abge-
lehnt wurde (§ 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 3)

Nicht eingereist, 
um AsylblG-
Leistungen 
zu beziehen
(§ 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 1)

Erlaubnis erforderlich,
offene 
Ermessensentscheidung

Erlaubnis erforderlich, 
aber stets/grundsätzlich 
Ermessensreduktion

Keine 
Erlaubnis 
erforderlich

„Hürdenlauf 2. Teil“

1

45

32

6

7 8
9

9 c) 9 b) 9 a)
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Die Ausbildungsduldung - Fallgruppen
I. Beantragung einer Beschäftigungserlaubnis während 

des laufenden Asylverfahrens 
 „Hürdenlauf 2. Teil“ vor dem Hintergrund 

von § 61 Abs. 2 S. 1 AsylG

II. Beantragung einer Ausbildungsduldung unmittelbar 
nach endgültig negativem Abschluss des Asylverfahrens 
bei bereits laufender Ausbildung

 „Hürdenlauf 1. Teil“ und ggfs. „Hürdenlauf 
2. Teil“

III. Beantragung einer Ausbildungsduldung nach längerer 
Duldungszeit (Asylverfahren schon lange neg. 
abschlossen oder es wurde nie ein Asylverfahren 
betrieben) 

 „Hürdenlauf 1. Teil“ und ggfs. „Hürdenlauf 
2. Teil“ 71

Die Ausbildungsduldung - Fallgruppen

Besonderes Merkmal der Fallgruppe II: 

Die Praxis sieht oft so aus, dass sozusagen eine 
„Ausbildungsfortführungserlaubnis“ bei der 
Ausländerbehörde beantragt werden muss, also die erneute 
(Beschäftigungs-)Erlaubnis für die Fortführung der bereits 
früher – während des Asylverfahrens – mit Erlaubnis der 
Ausländerbehörde aufgenommenen Ausbildung.

72
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9 a) Keine Erlaubnis erforderlich

9 a) Keine Erlaubnis erforderlich
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9 a) Keine Erlaubnis erforderlich

Argumente dafür, dass bei Vorliegen der 
Voraussetzungen für eine Ausbildungsduldung eine 
gesonderte Beschäftigungserlaubnis nach § 4 Abs. 2 S. 
3 AufenthG nicht erforderlich ist:

- § 60a Abs. 2 und 6 AufenthG verdrängen als lex
specialis § 4 Abs. 2 AufenthG

- § 4 Abs. 2 AufenthG betrifft die 
Beschäftigungserlaubnis bei Aufenthaltstiteln, nicht 
bei Duldungen (vgl. Wortlaut!) 

- „kann“ in § 4 Abs. 2 S. 3 AufenthG eröffnet kein 
Ermessen, sondern sichert lediglich die – bei einer 
qual. Berufsausbildung nicht erforderliche –
Beteiligung der BA für Arbeit ab („kann“ = „darf“)

9 b) Erlaubnis erforderlich, aber 
stets/grundsätzlich Ermessensreduktion

 läuft letztlich auf „a) Keine Erlaubnis erforderlich“ hinaus
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9 b) Erlaubnis erforderlich, aber 
stets/grundsätzlich Ermessensreduktion

 ebenso: OVG Hamburg, 05.09.2017, 1 Bs 175/17

9 c) Erlaubnis erforderlich,
offene Ermessensentscheidung

 ebenso: VGH Kassel, Beschl. v. 21.4.2017 – 3 
B 826/17, 3 D 828/17
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Ausbildungsduldungen werden weitestgehend faktisch 
nicht mehr erteilt…

„Die im Rahmen der Ermessensausübung vorzunehmende Abwägung geht zu Ihren 

Lasten aus. Die öffentlichen Belange überwiegen Ihre persönlichen Interessen.

Für Sie war zu sehen, dass Sie bisher strafrechtlich nicht in Erscheinung getreten sind 

und beabsichtigen eine qualifizierte Berufsausbildung zu beginnen. 

Weiterhin bemühten Sie sich auch ohne Schulplatz um den Erwerb der deutschen 

Sprache und nahmen an verschiedenen Sprachfördermöglichkeiten teil.

Gegen Sie war schwerer zu werten, dass Sie bislang keine besonderen 

Integrationsleistungen wie etwa ein ehrenamtliches Engagement oder andere 

Leistungen, welche über das übliche Maß hinausgehen, erbrachten.

Da Sie während Ihres Aufenthalts keine Schule besuchten, fehlt es unter anderem 

auch an einem Nachweis über herausragende schulische Leistungen. Die von Ihnen 

vorgelegten Bescheinigungen über die freiwillige Teilnahme an 

Sprachförderprogrammen reichen dabei nicht als Ersatz für ein staatliches 

Schulzeugnis aus.“ (LRA Fürth, Herbst 2017)
79

Hürdenlauf 2. Teil?

„Beschäftigungserlaubnis nur für Ausnahmetalente?“

Besondere Integrationsleistungen „über das übliche Maß 
hinaus“ (ABH BY)

herausragende schulische Leistungen (ABH BY)

Gute Kenntnisse der deutschen Sprache, gemessen an 
der Voraufenthaltszeit (BY)

80
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Hürdenlauf 2. Teil?

Hürdenlauf 2. Teil?

„Beschäftigungserlaubnis nur für die, die ohnehin 
bleiben?“

Asylantrag gestellt, nicht zurückgenommen; nicht ou 
oder unzulässig abgelehnt (BY)

Kriterium Herkunftsland (HE)

Bei Asylbewerbern: Anerkennungswahrscheinlichkeit im 
Asylverfahren beträgt > 50%, grundsätzlich nicht für 
Personen aus sHKL, auch nicht bei Altfällen (BY), sprich:

„Gute Bleibeperspektive“
82
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Exkurs: „Gute Bleibeperspektive“

 Begriff taucht als solcher im Gesetz nicht auf

 stattdessen Formulierung: Rechtsfolge XY, wenn „ein 
rechtmäßiger und dauerhafter Aufenthalt (nicht) zu 
erwarten ist“

 Beispiele: 
- Zugang Integrationskurs (§§ 5b AsylbLG, 44 AufenthG)
- frühzeitige Arbeitsförderung bereits in den ersten  

Monaten des Aufenthalts (§ 131 SGB III)
- Freiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug (§ 18 I BFDG)
- berufsbezogene Deutsch-Sprachförderung (§ 45a Abs. 2  

AufenthG)
- Ausbildungsförderung für Asylsuchende (§ 132 SGB III)

„Bleibeperspektive - Kritik einer begrifflichen Seifenblase.“

abrufbar unter: 
http://www.ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_ueb
ersichten/bleibeperspektive.pdf

84
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85

86
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Bleibeperspektive – wie definiert man das und 
wer hat das Recht, das zu definieren?

• Einen wesentlicher Aspekt bei der  Entscheidung über den 
Zugang zu Arbeit und Ausbildung stellt der Begriff der 
„erwartbaren rechtmäßigen und dauerhaften Aufenthalts“ dar.

• Vorbehalt des Gesetzes vs. Definition durch Exekutive vs. 
Definition durch die Judikative 

• Der Begriff dürfte als unbestimmter Rechtsbegriff der 
uneingeschränkten richterlichen Kontrolle unterliegen.

• Mit  dem  Hinweis  auf  die  uneingeschränkte  richterliche  
Kontrolle wird das Verhältnis der Gerichte (Judikative) zur 
Verwaltung (Exekutive) im System der Gewaltenteilung 
bestimmt; der Verwaltung verbleibt kein Beurteilungsspielraum 
bei der Beantwortung der Frage, was im konkreten Fall ein 
„erwartbaren rechtmäßigen und dauerhaften Aufenthalts“ ist.

Meist bei UMF: Meldung zunächst bei Jugendamt und ABH, 
dann Ausstellung einer Duldung für die Clearingphase

Asylantrag beim 
BAMF

Positive 
Entscheidung 
des BAMF

Erteilung 
einer 
Aufenthalt
serlaubnis
nach § 25 
I, II oder III  
**

Freiwillige Rückkehr oder – nur 
wenn keine Duldungsgründe 
mehr vorliegen - Abschiebung 
ins Herkunftsland 

Negative
Entscheidung 
des BAMF

Klage beim VG

Positive
Entscheidung
des VG

Negative
Entscheidung
des VG

Antrag auf Aufenthaltserlaubnis bei der ABH

Positive 
Entscheidung 
der ABH

Negative 
Entscheidung 
der ABH

Erteilung einer AE z.B. 
nach § 25 III, V, 25a, 
18a ,28 I ***

Landtagspetition
und/oder Härtefallantrag

Duldung, so lange Duldungsgründe vorliegen. 
Bei UMF fast immer bis zur Volljährigkeit wegen Duldungsgrund 

„minderjährigengerechte Unterbringung im HKL wäre nicht sichergestellt“            
(§ 58 (1a) AufenthG), weitere Duldungsgründe sind möglich *

Negative 
Entscheidung
des PetA / der HFK

Positive Ent-
Scheidung des 
PetA / der 
HFK

Erteilung einer 
AE z.B. nach 
23a***

Meist bei Erwachsenen und Familien: Asylgesuch 
bei Polizei, Erstaufnahmeeinrichtung etc.

!

!

Sperrwirkungen beachten

Mögliche Wege von der Duldung/Büma zur Aufenthaltserlaubnis (vereinfacht, z.B. ohne Dublin)
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Meist bei UMF: Meldung zunächst bei Jugendamt und ABH, 
dann Ausstellung einer Duldung für die Clearingphase

Asylantrag beim 
BAMF

Positive 
Entscheidung 
des BAMF

Erteilung 
einer 
Aufenthalt
serlaubnis
nach § 25 
I, II oder III  
**

Freiwillige Rückkehr oder – nur 
wenn keine Duldungsgründe 
mehr vorliegen - Abschiebung 
ins Herkunftsland 

Negative
Entscheidung 
des BAMF

Klage beim VG

Positive
Entscheidung
des VG

Negative
Entscheidung
des VG

Antrag auf Aufenthaltserlaubnis bei der ABH

Positive 
Entscheidung 
der ABH

Negative 
Entscheidung 
der ABH

Erteilung einer AE z.B. 
nach § 25 III, V, 25a, 
18a ,28 I ***

Landtagspetition
und/oder Härtefallantrag

Duldung, so lange Duldungsgründe vorliegen. 
Bei UMF fast immer bis zur Volljährigkeit wegen Duldungsgrund 

„minderjährigengerechte Unterbringung im HKL wäre nicht sichergestellt“            
(§ 58 (1a) AufenthG), weitere Duldungsgründe sind möglich *

Negative 
Entscheidung
des PetA / der HFK

Positive Ent-
Scheidung des 
PetA / der 
HFK

Erteilung einer 
AE z.B. nach 
23a***

Meist bei Erwachsenen und Familien: Asylgesuch 
bei Polizei, Erstaufnahmeeinrichtung etc.

!

!

Sperrwirkungen beachten

Mögliche Wege von der Duldung/Büma zur Aufenthaltserlaubnis (vereinfacht, z.B. ohne Dublin)

Meist bei UMF: Meldung zunächst bei Jugendamt und ABH, 
dann Ausstellung einer Duldung für die Clearingphase

Asylantrag beim 
BAMF

Positive 
Entscheidung 
des BAMF

Erteilung 
einer 
Aufenthalt
serlaubnis
nach § 25 
I, II oder III  
**

Freiwillige Rückkehr oder – nur 
wenn keine Duldungsgründe 
mehr vorliegen - Abschiebung 
ins Herkunftsland 

Negative
Entscheidung 
des BAMF

Klage beim VG

Positive
Entscheidung
des VG

Negative
Entscheidung
des VG

Antrag auf Aufenthaltserlaubnis bei der ABH

Positive 
Entscheidung 
der ABH

Negative 
Entscheidung 
der ABH

Erteilung einer AE z.B. 
nach § 25 III, V, 25a, 
18a ,28 I ***

Landtagspetition
und/oder Härtefallantrag

Duldung, so lange Duldungsgründe vorliegen. 
Bei UMF fast immer bis zur Volljährigkeit wegen Duldungsgrund 

„minderjährigengerechte Unterbringung im HKL wäre nicht sichergestellt“            
(§ 58 (1a) AufenthG), weitere Duldungsgründe sind möglich *

Negative 
Entscheidung
des PetA / der HFK

Positive Ent-
Scheidung des 
PetA / der 
HFK

Erteilung einer 
AE z.B. nach 
23a***

Meist bei Erwachsenen und Familien: Asylgesuch 
bei Polizei, Erstaufnahmeeinrichtung etc.

!

!

Sperrwirkungen beachten

Mögliche Wege von der Duldung/Büma zur Aufenthaltserlaubnis (vereinfacht, z.B. ohne Dublin)

Positive
Entscheidung
des VG

Klage beim VG
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93

„Traue keiner Statistik, die Du nicht 
selbst gefälscht hast“

Welche Statistik wähle ich?

- Gesamte Bleibewahrscheinlichkeit oder nur Asylstatistik?

- Asylstatistik mit Gerichtsverfahren oder ohne?

- Zeitraum, der gewählt wird

- Gerichtsbezirk, Bayern oder Deutschland?

- Statistik für Personengruppen: UMF, Familien, Frauen, 
gesunde erwachsene Männer

94
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Abseits der Statistik – was ist mit dem 
Einzelfall?

- Bsp. Erkrankungen, „Dolmetscher-Fälle“, „Iran-Fälle“

- Unter Hinweis auf das Entscheiden vieler Fälle von Familien 
wird die Statistik zu Afghanistan „kleingeredet“

- Kann im Einzelfall auch mit der konkret-guten Chance 
argumentiert werden?

- Ende Exkurs „Bleibeperspektive“ -

95

Hürdenlauf 2. Teil?

„Beschäftigungserlaubnis aus migrationspolitischen 
Erwägungen verweigern?“

legale Einreise (HE)

96

(BY)
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Hürdenlauf 2. Teil?

„Erhöhung der Hürden aus § 60a Abs. 2 und 6?“

keine Straftaten, auch nicht unterhalb der Schwelle         
§ 60a Abs. 2 S. 6 AufenthG (BY)

Ausbildung in einem Mangelberuf (BY)

geklärte Identität (BY)

Erfüllung der Passpflicht (BY)

97

Hürdenlauf 2. Teil?

Sonstiges

Mitwirkung im Asylverfahren (BY)

Kein Vorliegen mehrerer Duldungsgründe (ABH HE)

Nicht „überqualifiziert“ (also noch kein Berufsabschluss 
im HKL oder in DE) (ABH HE, siehe nächste Folie)

98
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so auch:
- OVG Greifswald, Beschluss vom 30.08.2017 - 2 M 595/17 
- OVG Koblenz Beschluss vom 31.07.2017 - Az.: 7 B 
11276/17.OVG

99

Hürdenlauf 2. Teil?

Hürdenlauf 2. Teil?

Sonstiges

Kein offensichtliches Umgehen des Visumsverfahrens 
(„Missbrauch“)

Mitwirkung bei der Identitätsklärung / Passbeschaffung 
(BMI)

100
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Vertiefung: 
Identitätsklärung

101

§ 48 AufenthG - Ausweisrechtliche 
Pflichten

(1) Ein Ausländer ist verpflichtet,
1.    seinen Pass, seinen Passersatz oder seinen Ausweisersatz 
und
2.    seinen Aufenthaltstitel oder eine Bescheinigung über die 
Aussetzung der Abschiebung
auf Verlangen den mit dem Vollzug des Ausländerrechts 
betrauten Behörden vorzulegen, auszuhändigen und 
vorübergehend zu überlassen, soweit dies zur Durchführung 
oder Sicherung von Maßnahmen nach diesem Gesetz 
erforderlich ist. […]

102
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§ 48 AufenthG - Ausweisrechtliche 
Pflichten

…

(3) Besitzt der Ausländer keinen gültigen Pass oder Passersatz, 
ist er verpflichtet, an der Beschaffung des Identitätspapiers 
mitzuwirken sowie alle Urkunden, sonstigen Unterlagen und 
Datenträger, die für die Feststellung seiner Identität und 
Staatsangehörigkeit und für die Feststellung und 
Geltendmachung einer Rückführungsmöglichkeit in einen 
anderen Staat von Bedeutung sein können und in deren Besitz 
er ist, den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten 
Behörden auf Verlangen vorzulegen, auszuhändigen und zu 
überlassen. […]

103

§ 15 AsylG 
Allgemeine Mitwirkungspflichten

(1) Der Ausländer ist persönlich verpflichtet, bei der Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken. 
Dies gilt auch, wenn er sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lässt.

(2) Er ist insbesondere verpflichtet, 

[…]

4.    seinen Pass oder Passersatz den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden 
vorzulegen, auszuhändigen und zu überlassen;

5.    alle erforderlichen Urkunden und sonstigen Unterlagen, die in seinem Besitz sind, den mit 
der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden vorzulegen, auszuhändigen und zu 
überlassen;

6.    im Falle des Nichtbesitzes eines gültigen Passes oder Passersatzes an der Beschaffung eines 
Identitätspapiers mitzuwirken und auf Verlangen alle Datenträger, die für die Feststellung seiner 
Identität und Staatsangehörigkeit von Bedeutung sein können und in deren Besitz er ist, den mit 
der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden vorzulegen, auszuhändigen und zu 
überlassen;

[…] 104
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§ 72 AsylG

(1) Die Anerkennung als Asylberechtigter und die 
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft erlöschen, wenn 
der Ausländer

1. sich freiwillig durch Annahme oder Erneuerung eines 
Nationalpasses oder durch sonstige Handlungen erneut 
dem Schutz des Staates, dessen Staatsangehörigkeit er 
besitzt, unterstellt,

[…]

105

Frage nach Identitätsnachweisen und 
Passpapieren

 „Ausländerbehörde liest mit“

106
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107

Erst Aufenthaltstitel, und dann Pass, 
oder umgekehrt?

- Herangehensweise: Passpflicht, insbes. aber 
Identitätsklärung von Anfang mitdenken - Name richtig, 
Geburtsdatum richtig? Nicht auf die leichte Schulter 
nehmen!

- Warum? Allerorts und v.a. in ganz frühen Stadien wird die 
Identitätsklärung als Hürde/Hebel eingesetzt, tlw. aus 
gutem Grund, tlw. einfach weil es der typ. „wunde Punkt“  
und ausgesprochen effektiv ist:

Führerschein, Einbürgerung, Kontoeröffnung, 

Rentenversicherung, Heiraten, Geburtsurkunden, 
Arbeitserlaubnisse, Ausbildungserlaubnis, Ausbildungsduldung
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ABER: „sachtypischer Beweisnotstand“

BVerwG, Urteil vom 16.04.1985 - 9 C 109/84

„Ausgangspunkt […] ist zunächst der allgemeine Grundsatz, daß das Gericht 
keine unerfüllbaren Beweisanforderungen stellen und keine unumstößliche 
Gewißheit verlangen darf, sondern sich in tatsächlich zweifelhaften Fällen mit 
einem für das praktische Leben brauchbaren Grad von Gewißheit begnügen 
muß, der den Zweifeln Schweigen gebietet, auch wenn sie nicht völlig 
auszuschließen sind […]. Darüber hinaus berücksichtigt diese Rechtsprechung 
die besondere Beweisnot des nach den allgemeinen Grundsätzen des 
Verwaltungsprozeßrechts mit der materiellen Beweislast hinsichtlich der 
guten Gründe für seine Verfolgungsfurcht beschwerten Asylsuchenden, 
indem sie den Tatsachengerichten nahelegt, dessen eigenen Erklärungen 
größere Bedeutung beizumessen, als dies meist sonst in der Prozeßpraxis bei 
Beurkundungen einer Partei der Fall ist, und den Beweiswert seiner Aussage 
im Rahmen des Möglichen wohlwollend zu beurteilen. Die 
Beweisschwierigkeiten des Flüchtlings bestehen - häufig - im Fehlen der 
üblichen Beweismittel. In der Regel können unmittelbare Beweise im 
Verfolgerland nicht erhoben werden.“

ABER: „sachtypischer Beweisnotstand“

BVerwG, Urteil vom 16.04.1985 - 9 C 109/84

„(…) Mit Rücksicht darauf kommt dem persönlichen Vorbringen des Kl. und 
dessen Würdigung gesteigerte Bedeutung zu. Zur Asylanerkennung kann 
schon allein der Tatsachenvortrag des Asylsuchenden führen, sofern seine 
Behauptungen unter Berücksichtigung aller sonstigen Umstände in dem Sinne 
“glaubhaft” sind, daß sich das Tatsachengericht von ihrer Wahrheit 
überzeugen kann. Dem Klagebegehren darf jedenfalls nicht mit der 
Begründung der Erfolg versagt werden, daß neben der Einlassung des 
Asylbegehrenden keine Beweismittel zur Verfügung stünden. Der Richter ist 
aus Rechtsgründen schon allgemein nicht daran gehindert, eine 
Parteibehauptung ohne Beweisaufnahme als wahr anzusehen […]; das gilt für 
das Asylverfahren mit seinen typischen Schwierigkeiten, für das individuelle 
Schicksal des Asylsuchenden auf andere Beweismittel zurückzugreifen, in 
besonderem Maße.“

110
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V. 

Verfahrens- und Rechtsschutzfragen

111

Verfahrens- und Rechtsschutzfragen
 Problematik, anders als beim Bundesamt: Oft nur mündliche Ablehnung der 
Anträge, keine Begründung, keine Rechtsbehelfsbelehrung!

 Einfordern!

 § 37 VwVfG - Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes;     
Rechtsbehelfsbelehrung

(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt sein.

(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, mündlich oder in anderer Weise 
erlassen werden. Ein mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder elektronisch zu 
bestätigen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht und der Betroffene dies 
unverzüglich verlangt. […]

(6) Einem schriftlichen oder elektronischen Verwaltungsakt, der der Anfechtung 
unterliegt, ist eine Erklärung beizufügen, durch die der Beteiligte über den 
Rechtsbehelf, der gegen den Verwaltungsakt gegeben ist, über die Behörde oder das 
Gericht, bei denen der Rechtsbehelf einzulegen ist, den Sitz und über die 
einzuhaltende Frist belehrt wird (Rechtsbehelfsbelehrung). 

112
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Verfahrens- und Rechtsschutzfragen

113

Verfahrens- und Rechtsschutzfragen
Antragserfordernis? (v.a. relevant bei Übergang Gestattung mit 
Ausbildungserlaubnis zu Duldung mit Ausbildungserlaubnis)

OVG Koblenz, Beschluss vom 11.07.2017 - 7 B 11079/17.OVG:

„Der mit der Beschwerde geltend gemachte Einwand, eine Duldung könne nicht nur 
auf Antrag erteilt werden, sondern auch von Amts wegen, ist zwar zutreffend, 
verhilft der Beschwerde jedoch nicht zum Erfolg. Bei einer von Amts wegen zu 
erteilenden Ausbildungsduldung stellte sich nämlich zunächst die Frage, ob mangels 
einer den insoweit maßgeblichen Zeitpunkt bestimmenden Antragstellung eine 
zeitliche Vorverlagerung für die Prüfung des Ausschlussgrundes, ob konkrete 
Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen, überhaupt erfolgt. Die Frage 
bedarf vorliegend indes keiner Entscheidung, weil eine Vorverlagerung des 
maßgeblichen Zeitpunktes bei einer von Amts wegen zu erteilenden 
Ausbildungsduldung zumindest voraussetzen würde, dass diejenigen Umstände, die 
ansonsten mit der Antragstellung mitzuteilen sind, amtsbekannt sind und etwaig 
erforderliche Nachweise vorliegen.“

Weitere Überlegung: Welche Auswirkungen hat die Beratungs- und Hinweispflicht der
Behörde auch auf für die Betroffenen günstige Aspekte? 114
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Verfahrens- und Rechtsschutzfragen
- Problem bei der Vertretung von UMF („meine ABH“, VV 

werden für bindend gehalten, mdl. Ablehnungen –
Unkenntnis über Rechtsbehelfe)

- Zug-um-Zug Erteilungsvorschläge Vorschläge aus Bayern 
(01.09.2016, S. 29ff.) und vom BMI (30.05.2017, S. 13)

- In einigen Bundesländern gibt es das 
Widerspruchsverfahren noch

- „Duldung mit Ausbildungserlaubnis“ statt 
Ausbildungsduldung

- Fortwirken statt Erlöschen eine Beschäftigungserlaubnis, 
die während des Asylverfahrens erteilt wurde, nach 
endgültig negativem Abschluss des Asylverfahrens

Klage- und Eilantrag

• Klageantrag: …den Beklagten zu verpflichten, dem 
Kläger eine Beschäftigungserlaubnis und eine 
Ausbildungsduldung zu erteilen.

• Eilantrag: …den Antragsgegner im Wege einer 
einstweiligen Anordnung zu verpflichten, dem 
Antragsteller vorläufig eine Ausbildungsduldung i.S.v. 
§ 60a Abs. 2 Sätze 3, 4 AufenthG und zugleich eine 
Beschäftigungserlaubnis zum Zwecke der Ausübung 
dieser Ausbildung zu erteilen.
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Verfahrens- und Rechtsschutzfragen

Prozessuale Fragen: 

- Vorwegnahme der Hauptsache und 

- Anordnungsgrund

Die zahlreichen zitierten Beschlüsse zeigen, dass die h.M. 
insofern keine Probleme sieht. 

Aber in Bezug auf die Ausbildungserlaubnis bei einem 
Asylbewerber ablehnend i.H.a. den Anordnungsgrund: VG 
Bayreuth, Beschluss vom 10.08.2017 - B 6 E 17.32713

117

VI. Ausblick

Sondierungspapier CDU/CSU-SPD, 12.01.2018, S. 21

„Die Förderung nach der 3plus2-Regelung für Auszubildende wollen wir bundesweit 
einheitlich anwenden.“

Was wäre nötig?

• Beschäftigungserlaubnis im Anwendungsbereich der Ausbildungsduldung explizit 
für unnötig erklären bzw. gebundene Entscheidung unterstreichen

• Anwendung des § 61 Abs. 2 AsylG entsprechend ausgestalten, ebenso Reichweite 
von § 61 Abs. 1 AsylG (in Hinblick auf geplante ANKER-Einrichtungen)

• Helferausbildungen und z.B. EQJ aufnehmen

• Verzicht auf Einleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen beim Übergang von 
Gestattung in Duldung festschreiben

• „aufnimmt“ – weite Auslegung i.S.v. „Beginn des nächsten Ausbildungsjahres“

• Bundeseinheitlichkeit herstellen

118
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